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Aus dem Programm: Dienstag, 7.7.1992

9.00 Uhr „Früher waren das für uns grüne Spinner“ 

– Warum und wie engagieren sich die Gewerkschaften heute für Umweltfragen?

11.00 Uhr Umweltschutz ist (ausschließlich?) Chefsache

 BAG, Beschluss v. 11.10.1995 (Az. 7 ABR 42/94)

In diesen 15 min geht es schwerpunktmäßig um die personelle Seite des betrieblichen Umweltschutzes

 Arbeitgeber und Führungskräfte

 Betriebsrat

 Beschäftigte

 Betriebsbeauftragte

Personen und Institutionen als „Bausteine“

8.00 Uhr Morgenandacht in der Schloßkapelle
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 z.B. Immissionsschutzbeauftragte » § 54 BImSchG

Abs. 1 Nr. 1 b): „Entwicklung und Einführung umweltfreundlicher Erzeugnisse“

 z.B. Fachkräfte für Arbeitssicherheit – Unterstützungspflicht § 6 ASiG 

Nr. 1: Beratung des Arbeitgebers:

a) „Planung, Ausführung und Unterhaltung von Betriebs-

anlagen und von sozialen und sanitären Einrichtungen“

b) „Beschaffung von Arbeitsstoffen“

d) „Gestaltung der Arbeitsumgebung“

 „Verbesserung insbesondere der Arbeitsumwelt zum Schutz der 

Gesundheit und der Sicherheit der Arbeitnehmer“ » Art. 153 Abs. 1 a) AEUV

Zusammenarbeit § 10 Abs. 3 Satz 3 ASiG: Sifas „arbeiten bei der Erfüllung ihrer 

Aufgaben mit den anderen im Betrieb für Angelegenheiten der technischen Sicherheit, 

des Gesundheits- und des Umweltschutzes beauftragten Personen zusammen“

Betriebs- bzw. Unternehmensbeauftragte
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 ArbSchG „dient dazu, Sicherheit und Gesundheitsschutz der Beschäftigten bei der Arbeit 

durch Maßnahmen des Arbeitsschutzes zu sichern und zu verbessern » § 1 ArbSchG 

 Umweltschutz nicht ausdrücklich angesprochen

 „Betrieblicher Umweltschutz ist immer zunächst auch Arbeitsschutz“ » BT-Drs. 14/5741 v. 2.4.2001, Seite 25

 § 2 Abs. 1 ArbSchG: „Maßnahmen der menschengerechten Gestaltung der Arbeit“

 § 4 ArbSchG Allgemeine Grundsätze

4. Maßnahmen sind mit dem Ziel zu planen, Technik, Arbeitsorganisation, sonstige Arbeitsbedingungen, 

soziale Beziehungen und Einfluss der Umwelt auf den Arbeitsplatz sachgerecht zu verknüpfen;

 „Planung der Gefahrenverhütung mit dem Ziel einer kohärenten Verknüpfung von Technik, Arbeitsor-

ganisation, Arbeitsbedingungen, sozialen Beziehungen und Einfluss der Umwelt auf den Arbeitsplatz  

» Art. 6 Abs. 2 g) Arbeitsschutz-Rahmenrichtlinie 89/391/EWG

 Art. 1 EU-Marktüberwachungs-VO erwähnt Umweltschutz – sie gilt auch für viele europäische 

Rechtsakte gilt, die dem Umweltrecht zugeordnet werden (zB RoHS und WEEE)

Umweltbezogene Pflichten des Arbeitgebers im Arbeitsschutzrecht
Arbeitgeberpflichten sind automatisch immer auch Pflichten der Führungskräfte » Buch Technik-Verantwortung

= „coherent overall prevention policy”
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§ 80 Allgemeine Aufgaben

(1) Der Betriebsrat hat folgende allgemeine Aufgaben: 

1. darüber zu wachen, dass die zugunsten der Arbeitnehmer geltenden Gesetze, Verordnungen, 

UVV, … durchgeführt werden;

9. Maßnahmen des Arbeitsschutzes und des betrieblichen Umweltschutzes zu fördern.

§ 74 Abs. 2 Satz 2: „Behandlung von Angelegenheiten tarifpolitischer, sozialpolitischer, umwelt-

politischer und wirtschaftlicher Art, die den Betrieb oder seine Arbeitnehmer unmittelbar betreffen“

§ 89 Arbeits- und betrieblicher Umweltschutz

(1) Der Betriebsrat hat sich „einzusetzen“ und muss „unterstützen“

(2) Der Arbeitgeber muss „mitteilen“ und „hinzuziehen“

(3) Als betrieblicher Umweltschutz im Sinne dieses Gesetzes sind alle personellen und organisatorischen 

Maßnahmen sowie alle die betrieblichen Bauten, Räume, technische Anlagen, Arbeitsverfahren, Ar-

beitsabläufe und Arbeitsplätze betreffenden Maßnahmen zu verstehen, die dem Umweltschutz dienen

Betriebsrat und betrieblicher Umweltschutz im BetrVG

 arbeitnehmerrelevante Umweltgesetze
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 Im Fall ging es um die Anerkennung der Veranstaltung „zum Wohle des Betriebes Ökobilanzen 

als Instrument betrieblicher Umweltschutzpolitik“ gemäß § 37 BetrVG durch das Bayerische 

Staatsministerium. Die Vereinigung der Arbeitgeberverbände in Bayern klagte dagegen“

 Der Betriebsrat kann „arbeitnehmerschutzbezogene Umweltschutzmaßnahmen“ anstreben

 „Wechselwirkung zwischen Arbeitnehmerschutz und Umweltschutz anerkannt“

 „Kenntnisse von Ökobilanzen, Ökocontrolling, Produktlinienanalyse, Auditing etc. gehören zum nützlichen 

Wissen, das auf einer anerkannten Schulungsveranstaltung für Betriebsrats-Mitglieder vermittelt werden 

könne. Bei diesen Themen handelt es sich um Elementen von unternehmens- und produktbezogenen Um-

weltinformationssystemen, die regelmäßig dazu dienen, Kosten zu reduzieren, ökologische Belastungen 

zu verringern und das Image von Unternehmen zu verbessern. Die durch sie zu gewinnenden Erkenntnisse 

und deren Umsetzung beeinflussen die wirtschaftliche Lage eines Unternehmens. Angesichts dieses 

Gewichts des Umweltschutzes für ein Unternehmen haben sie im Rahmen der Beratungen des Wirt-

schaftsausschusses (§ 106 BetrVG) und der Beteilungsrechte des Betriebsrats (§ 87 BetrVG) Bedeutung“ 

 „Es liegt auf der Hand, dass die in diesem Zusammenhang vermittelten Kenntnisse einer sach-

und fachgerechten Aufgabenerfüllung des Betriebsrats förderlich sind“

BAG, Beschluss v. 11.10.1995 – 7 ABR 42/94
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 neu durch Gesetz zur Reform des Betriebsverfassungsgesetzes v. 23. Juli 2001

 Hintergrund Art. 20 a GG: „Der Staat schützt auch in Verantwortung für die künftigen Generationen 

die natürlichen Lebensgrundlagen …“

 „Ausdehnung der Aufgaben des Betriebsrats im Bereich des betrieblichen Arbeitsschutzes“ 
» BT-Drs. 14/5741 v. 2.4.2001, Seite 2

 Räumlich begrenzt: „auf den betrieblichen Bereich beschränkt“ » BT-Drs. 14/5741 v. 2.4.2001, Seite 30

 kein „generelles umweltpolitisches Mandat“ » BT-Drs. 14/5741 v. 2.4.2001, Seite 48

 aber auch die vom Betrieb beeinflusste Umwelt: „auch Maßnahmen des betrieblichen Umweltschutzes“, 

die sich „außerhalb des Betriebs mittelbar oder unmittelbar auswirken“ » BT-Drs. 14/5741 v. 2.4.2001, Seite 48

 Sachlich weit: Interpretation wie § 2 Kommissionsentwurf Umweltgesetzbuchs (UGB-KomE)

„sämtliche Natur-, Kultur- und Sachgüter sowie das zwischen ihnen bestehende Wirkungsgefüge“

„Zu den Naturgütern gehören neben Boden, Wasser, Luft und Klima 

insbesondere sämtliche lebenden Organismen einschließlich des Menschen“

Betriebsverfassungsgesetz (BetrVG)

§ 89 Arbeits- und betrieblicher Umweltschutz
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 Unterstützung und „einsetzen“

 also Haftung wie Sicherheitsfachkräfte: Unterstützung + Beratung + „Hinwirkung“?

 BR hat Überwachungspflicht » Kania, in: Erfurter Kommentar zum Arbeitsrecht, 22. Aufl. 2022, § 89 Rn. 4

 „selbständige Überwachungsnotwendigkeiten“ » LAG Frankfurt 4.2.1972 (Az. 5 Ta BV 3/71)

 aber „Betriebsrat ist kein dem Arbeitgeber übergeordnetes Kontrollorgan“ 
» BAG, Beschlüsse 12.7.1957 (1 ABR 6/56) und 11.07.1972 (Az. 1 ABR 2/72) 

 BR hat keine „Funktion einer Umweltpolizei“ » BT-Drs. 14/5741 v. 2.4.2001, Seite 31

 § 77 Abs. 1 Satz 2 BetrVG: „Der Betriebsrat darf nicht durch 

einseitige Handlungen in die Leitung des Betriebs eingreifen“

 „Die Durchführung ist ausschließlich Angelegenheit des Arbeitgebers.

Der Betriebsrat kann nicht selbständig Maßnahmen vornehmen 

oder veranlassen“ » Annuß, in: Richardi, BetrVG 17. Auflage 2022, § 89 Rn. 14

 also keine Haftung (ähnlich Sicherheitsbeauftragten): Unterstützung + Überzeugung

Recht des Betriebsrats

Auch Pflicht des Betriebsrats?
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 Arbeitgeber kann "Inhalt der Arbeitsleistung näher bestimmen"  » § 106 GewO

 "entlastet den Angestellten von der Verantwortung für Anordnungen"

» so Uttlinger/Breier/Kiefer/Hoffmann/Pühler, BAT-Kommentar – zum ähnlichen § 8 Abs. 2 BAT a.F.

 Weisungsbefugnis = „Fremdentscheidungsbefugnis“ » Vahs/Schäfer-Kunz, BWL

 Fall: Der Auszubildende und die Bohrschnecke » OLG Naumburg 2007 – besprochen in Praxisleitfaden BetrSichV

Urteilskernsatz: "kein Mitverschulden, wenn Arbeitnehmer einer Anordnung des Weisungsbefugten ent-

spricht"; er "handelt dann nicht autonom, sondern unter dem Eindruck einer tatsächlichen Zwangslage"

Grundaussage:

"Die Gehorsamspflicht ist                         stärker als das Haftungsrecht" 

hat zwar Handlungsverantwortung ("Wie"), ist aber für das "Ob" ohne Verantwortung, wenn …

 tatsächlich nur diese Weisung umgesetzt wird und

 rechtlich nicht andere Prinzipien eine Abweichung von Weisungen verlangen

"Versicherte haben Anweisungen des Unternehmers zu befolgen" » § 15 I 3 DGUV Vorschrift 1 und § 21 Abs. 3 SGB VII

Pflichten der Beschäftigten

Ausgangspunkt: Verantwortung bei Einbindung in (Unternehmens-)Hierarchien

grundsätzlich

Vorsicht: Handlungsver-

antwortung besteht immer !

 Buch Technik-Verantwortung

 Wer eine Weisung erhält, 
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Grundaussage: Das Sicherheitsrecht – insbesondere das Strafrecht – ist stärker als die Gehorsamspflicht. 

Keine Berufung auf Befehl, wenn die Ausführung – erkennbar – eine Straftat oder sicherheitswidrig ist

Fazit:  Weisungsunterworfene schulden Gehorsam, nicht blinden Gehorsam

Empfehlung:  Der Vorgesetzte sollte kritischen Gehorsam einfordern

siehe schon Reichsgericht im Urteil 5.2.1883 (RGSt 10,6): selbst ein Verbot des Eigentümers 

zur Herstellung der Sicherheit "hätte ihn nicht von der strafrechtlichen Verantwortung für 

die aus dem Betrieb des seiner Leitung unterstellten Sägewerks ohne Schutzvorrichtungen 

erwachsende, von ihm voraussehbare Gefährdung von Menschenleben entbinden können."

 „Die Pflicht eines Untergebenen zum Gehorsam unterliegt rechtlichen Grenzen“ » BVerwG, Urteil 21.06.2005

 Das Recht „verlangt dem Beamten ab, an ihn gerichtete Weisungen kritisch auf die Rechtmäßigkeit 

zu überprüfen“; „unterdrückt er seine Zweifel, so bleibt er in der persönlichen Verantwortung, 

kann sich nicht ‚hinter dem Vorgesetzten‘ verschanzen“ » Philip Kunig

"Die Versicherten dürfen erkennbar gegen Sicherheit und Gesundheit 

gerichtete Weisungen nicht befolgen"  » § 15 Abs. 1 Satz 4 DGUV Vorschrift 1

 „Bestimmen“ – aber nur soweit nicht "Arbeitsbedingungen in Gesetzen festgelegt sind"  » § 106 GewO

Verantwortlichkeit bei Ausführung von (An-)Weisungen
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 (tatsächliche) Sachverhaltsfrage

 (schwierige) Wertungsfrage

Grundaussage: Verantwortung ist häufig untrennbar verbunden mit schwierigen Sachverhalts-

ermittlungen und Wertungsentscheidungen. Es geht um die "Erfüllung von Situationsanforderungen"

Führungspersönlichkeit  "Unsicherheitstoleranz" » Sprenger, Aufstand des Individuums

 es heißt nicht "erkannt", sondern "erkennbar" = Erkennenmüssen

 sonst gilt „Dummstellen, Gleichgültigkeit und Nicht-Wollen schützt vor Strafe"

 in "Erkennbarkeit" steckt Pflicht zur Wachsamkeit und ggf. Überprüfung:

 wann man wie weit überprüfen und wie man "gegensteuern" muss

hängt ab von Unternehmensposition und Befugnissen und Tatsachen

Fallbeispiel: Glyzerinwasser im Rhein » LG Kleve 1980 – im Buch Sicherheitsverantwortung Fall 13

Verantwortung bei Erkennbarkeit der Sicherheitswidrigkeit

… und auch Umweltschutzwidrigkeit

"so deutlich sehen, dass jemand weiß, was er vor sich hat"
» Duden, Universalwörterbuch, 4. Aufl. 2001

"aufgrund bestimmter Merkmale ausmachen" – "Klarheit gewinnen"
» Duden, Bedeutungswörterbuch, 3. Aufl. 2002
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Produktionsleiter und Produktionsmeister:

 werden wegen fahrlässiger Gewässerverunreinigung verurteilt – Erkennbarkeit?

 Rohrleitungssystem war "unübersichtlich" und zu "nachträglichen Veränderungen gab es keine Pläne“

 „Vor der Benutzung dieser seit langem nicht mehr genutzten Rohrleitung hätten sie sich deshalb 

zunächst in geeigneter Weise vom tatsächlichen Leitungsverlauf überzeugen müssen“

Sachverhalt:

 Produktionsleiter und Produktionsmeister ordnen die Ableitung von Glyzerinwasser in eine seit 

Jahren nicht mehr instandgehaltene und undichte Leitung an, so dass es in den Rhein gelangt.

 Sie – und die ausführenden Schichtführer und Schichtarbeiter – werden angeklagt.

Urteil:

Schichtführer und Schichtarbeiter:

 werden freigesprochen

 Anweisung, über eine Leitung „abzulassen, die sie noch nie benutzt hatten“

 Ausnahme Erkennbarkeit: „Es wäre eine Überforderung der an sie zu stellenden Sorgfaltspflichten,

wenn man ihnen eine Überprüfung der ihnen erteilten Anordnung in diesem Fall auferlegen würde". 

 "Anhaltspunkte"  für eine Rechtswidrigkeit "mussten sich ihnen auch nicht aufdrängen."

Glyzerinwasser im Rhein
LG Kleve Urteil vom 17.4.1980 – im Buch Sicherheitsverantwortung Fall 13

 Grundsatz: Folgepflicht
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Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit !

 tätig rund um Produktsicherheit, Bau- und Umweltrecht, Warenvertrieb, 

Produkthaftung, Arbeitsschutz inkl. Betriebsorganisation, Vertragsgestaltung, 

Führungskräftehaftung, Strafverteidigung und Versicherungsfragen


